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Stellungnahme der Grünliberalen zur Pa. Iv. 20.456 Unnötige und schädliche 
Beschränkungen des Zweitwohnungsgesetzes in Sachen Abbruch und Wiederaufbau von 
altrechtlichen Wohnungen aufheben 
 
Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
Wir bedanken uns für den Vorentwurf und den erläuternden Bericht zur parlamentarischen Initiative 
20.456 «Unnötige und schädliche Beschränkungen des Zweitwohnungsgesetzes in Sachen Abbruch 
und Wiederaufbau von altrechtlichen Wohnungen aufheben» und nehmen dazu wie folgt Stellung:  
 
Mit der Annahme der Zweitwohnungsinitiative im Jahr 2012 und dem daraus ausgearbeiteten 
Zweitwohnungsgesetz haben sich in touristischen Gebieten die Rahmenbedingungen für den Bau, die 
Renovation und Nutzung von Wohneinheiten stark verändert. Wir anerkennen, dass es zu einzelnen 
Aspekten kleineren Anpassungsbedarf gibt. Für die Grünliberalen geht die vorgeschlagene Revision 
des Zweitwohnungsgesetzes aber deutlich zu weit. Sie ermöglicht, dass altrechtliche Wohngebäude 
abgebrochen, mit einem um 30 Prozent grösseren Volumen und an anderer Stelle auf der Parzelle mit 
zusätzlichen Wohnungen wiederaufgebaut werden dürfen. Diese vorgesehene Kumulation der 
Abweichungen vom geltenden Zweitwohnungsgesetz durch die Erweiterung und den Neubau von 
altrechtlichen Wohnungen läuft jedoch dem Verfassungsauftrag zuwider. Insbesondere unterstützt 
der Gesetzesvorschlag den energieintensiven Neubau von grösseren Wohnungen, welche von vielen 
Eigentümer:innen aus ökonomischen Gründen einer nachhaltigeren Sanierung der Bausubstanz 
vorgezogen würde. Zudem würde die Änderung den Preisdruck auf dem Erstwohnungsmarkt in 
touristisch attraktiven Ortschaften verstärken und die einheimische Bevölkerung verdrängen. 
 
Kleine, gezielte Anpassungen im Zweitwohnungsgesetz könnten jedoch Abhilfe schaffen. So könnte 
statt einer flächendeckenden Lösung beispielsweise dem Minderheitsantrag für den Art. 11 Abs. 3bis 
folgend, den Kantonen etwas mehr Handlungsspielraum gegeben werden, um spezifischen 
Bedürfnissen in einzelnen Gemeinden gerecht zu werden. Beispielsweise kann es in einzelnen 
Gemeinden ohne Preisdruck bei den Erstwohnungen andere Lösungen geben. Oder es kann bei der 
Standortfrage beim Abbruch und Wiederaufbau von altrechtlichen Wohnungen den Eigentümer:innen 
mehr Handlungsspielraum für bessere ortsbauliche Lösungen gegeben werden. 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Prüfung unserer Anmerkungen. Bei 
Fragen stehen Ihnen die Unterzeichnenden sowie unser zuständiges Fraktionsmitglied, Nationalrat 
Beat Flach, gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
 
 
 
Jürg Grossen Noëmi Emmenegger 
Parteipräsident Geschäftsführerin der Bundeshausfraktion 
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